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Die INFORMATIONEN fassen un-
ter einer festen Systematik wich-
tige Angaben zur Wirtschaftsent-
wicklung und zur ökonomischen 
Lage der Arbeiterklasse zusam-
men. Diese Systematik wird in 
allen laufenden Berichten durch-
gehalten. Die Grundtabellen wer-
den in jeder Ausgabe, soweit die 
Angaben vorliegen, fortgeschrie-
ben. Liegen keine neuen Daten 
vor, werden die Tabellen der 
letzten Ausgabe unverändert über-
nommen. Die Quellen sind jeweils 
vermerkt. Bei Angaben aus vor-
hergehenden Informationen wird 
verwiesen auf „INFO Nr. ... / 
19. . .*.

5 Zusammenfassung
Statistische Begriffe und Abkür-
zungen

3 Lage der Arbeiterklasse
3.1 Bruttolöhne und -gehälter
3.2 Steuern und Abgaben
3.3 Nettolöhne und -gehälter
3.4 Preise
3.5 Realeinkommensentwicklung
3.6 Arbeitszeit
3.7 Bildungswesen

Materialgrundlage dieser INFOR-
MATIONEN sind Veröffentlichun-
gen der amtlichen Statistik, staat-
licher Behörden, bürgerlicher Wirt-
schaftsinstitute, der Unternehmer-
verbände usw. Es ist zu berück-
sichtigen, daß deren Kennziffern 
und Zahlenangaben häufig die 
Zusammenhänge verschleiern und 
die für die Arbeiterklasse un-
günstigen Entwicklungen abmil-
dern. Trotzdem können sie in vie-
len Fällen zur Grundlage einer 
Argumentation im Interesse der 
Arbeiter und Angestellten und 
ihrer Forderungen gemacht wer-
den.

I

der vergangenen 
referieren.

um kritische Anmerkungen und 
Vorschläge. Wir werden bemüht 
sein, jede Kritik im Sinne der 
Verbesserung der INFORMA-
TIONEN zu berücksichtigen.
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Das Bruttosozialprodukt (BSP) ist eine der wichtigsten volks-
wirtschaftlichen Größen. Es gibt in etwa an, wieviel Güter 
und Leistungen (ausgedrückt in DM) in der BRD innerhalb 
eines Jahres oder Halbjahres hervorgebracht werden. Das 
BSP enthält allerdings nicht nur die in dem jeweiligen Jahr 
oder Halbjahr geschaffenen Werte, sondern auch einen Teil 
des Wertes der in den früheren Jahren enstandenen Produk-

Die INFORMATIONEN wenden 
sich in erster Linie an Gewerk-
schafter, Belegschaftsvertreter in 
den Betrieben, Betriebszeitungs-
redakteure usw. Sie erheben nicht 
den Anspruch auf eine umfassende 
Konjunkturanalyse. Sie wollen 
den Blick auf die für die Lage der 
Arbeiter und Angestellten und ihre 
betrieblichen und gewerkschaftli-
chen Forderungen wichtigsten Ent-
wicklungstendenzen und Tatsachen 
lenken. Dazu sollen entsprechende 
statistische Angaben vermittelt 
werden.

i

Die gleichbleibende Systematik 
soll dem Leser die schnelle Orien-
tierung und den Vergleich mit 
vorangegangenen Nummern er-
leichtern. Es ist beabsichtigt, neben 
den Grundinformationen das 
Schwergewicht bei der Behand-
lung eines jeden Gliederungs-
punktes auf aktuelle Entwicklun-
gen zu legen. Bisweilen wird es 
jedoch nur möglich sein, Angaben

4 Einkommens- und 
Vermögensverteilung
4.1 Einkommensverteilung
4.2 Vermögensverteilung
4.3 Staatliche Umverteilung

2 Unternehmergewinne
2.1 Bruttogewinne
2.2 Nettogewinne

tionsmittel. Es ist indes zu beachten, daß in die Sozial-
produktberechnung auch Größen einfließen, die nicht aus 
der materiellen Produktion ableitbar sind. Vor allem betrifft 
dies den staatlichen Sektor, soweit seine Beiträge auf dem 
Beamten- (zum Teil) und Militärapparat beruhen.

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) weicht nur minimal vom BSP 
ab. Während das BSP jeweils die im Inland geschaffenen 
Werte erfaßt (gleichgültig, ob von In- oder Ausländern), 
erfaßt das BIP diejenigen Werte, die im Inland verbleiben 
plus denjenigen, die vom Ausland ins Inland übertragen 
werden. Im 1. Halbjahr 1970 betrug das BIP der BRD in 
laufenden Preisen rund 320 Mrd. DM. Es teilte sich wie 
folgt auf die verschiedenen Wirtschaftsbereiche auf:

1 Gesamtwirtschaftliche
Entwicklung
1.1 Sozialprodukt
1.2 Industrieproduktion
1.3 Außenwirtschaft
1.4 Investitionen
1.5 Beschäftigung
1.6 Umsatz je Beschäftigten
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112,4 + 4.8108,2 128,8 145,2 152,4

Veränderung des Bruttoinlandsprodukts
127,0 108,4 135,4 164,5 + 14,0201,0

zu Preisen 1962

118,8 121,4 128,2 3,5
b.M »V 1, 
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1969 1970 1970

Zunahme der Netloproduktion gegenüber dem Vorjahr in °/o

1969 1970

1969 19701967 1968
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100 220,0 100 14,2100 251,3

80,1 175,8 80,4 14,979,9 202,0

19,9 44,2 19,6 11,420,1 49,3
1.2 Industrieproduktion

3/70

++

Entstehung des Bruttoinlandsprodukts 
(Anteile in %)

Land- u. 
Forst-
wirtschaft

4,2
4,1
3,8
3,6
3,9
3,6

1. Hj.
+ 6,6

492,1
496,1
539,2
602,6
282,2
319,8

BIP in 
Mrd. DM

53,3
51,8
53,1
53,8
53,7
54,1

19,2
19,5
18,9
18,3
18,4
17,9

6,5
0,8
8,7 +

10,1
10,6
10,3
10,4
10,4
10,5

148,7
109,5

122,6
109,2

120,3
91,0

117,4
83,5

161,6
101,8

120,2
101,9

131,2
85,2

189,0
107,9

141,4
118,2

217,5
126,0

148,2
86,5

167,3
129,9

238,9
142,1

198,1
137,4

164,1
86,1

7.0
1,5

2,9
6,7
4,9

13,1
14,0
13,9
13,9
14,5
14,6

1970
2.VJ.

7,1
6,0

Index der industriellen Nettoproduktion 
(1962 = 100)

3. Vj.
11,3

4. Vj.
10,5

2. Vj.
7,0

l.Vj.
9,8

(Quelle: BMWI, Vierteljahresbericht III/70, S. 10)

Verändrg.
2.Vj. 70

geg. 2.VJ. 69

Warenprc 
Gewerbe

Staat, 
private 
Haus-
halte 
u. a.

Im 1. Hj. 1970 war die industrielle Nettoproduktion insge-
samt höher als im Jahresdurchschnitt 1969 (157,4 zu 148,2 
Indexpunkte). Wenn auch im Vergleich zum Vorjahr vor
2

In den Sommermonaten 1970 sank der Index der gesamten 
industriellen Nettoproduktion saisonbedingt kontinuierlich, 
jedoch blieben weiterhin — wie auch schon von Januar bis 
Mai — die Steigerungsraten gegenüber 1969 zurück.

Nettoproduktionsindex Zunahme gegenüber dem
1962 = 100 Vorjahr in •/•

1969

1969, 
Mrd. DM

+ 14,1
— 2,0

Industrie 
insgesamt 
Kohlenbergbau 
Eisenschaffende 
Industrie 
Chemische 
Industrie 
Maschinenbau 
Straßenfahrzeug-
bau 
Elektrotechnische 
Industrie 
Textilindustrie 
Nahrungs- und 
Genußmittel-
industrie

Stärker noch als im 1. Hj. 1970 dürfte in der zweiten Jahres-
hälfte der Anteil der Anlageinvestitionen gegenüber dem 
des privaten Verbrauchs steigen (s. dazu Kennziffer 1.4).

Insgesamt wird das abgelaufene Jahr real ein abgeschwäch-
tes, nominal ein stärkeres Wachstum des BSP im Vergleich 
zu 1969 mit sich bringen.

Die Veränderung des BIP (oder des BSP) zu jeweiligen 
Preisen bezeichnet man als nominal, die zu konstanten Prei-
sen (hier: von 1962) als real. Der Unterschied zwischen 
nominalem und realem Zuwachs zeigt das Ausmaß der Geld-
entwertung an. Das westdeutsche BIP veränderte sich zwi-
schen 1966 und dem 1. Hj. 1970 folgendermaßen:

Juni 155,5 160,0 9,4
Juli 136,5 145,7 13,6
August 136,2 142,9 10,9
(Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 10/1970, S. 61*)

Damit deutet sich ein konjunktureller Wandel an, wobei 
aber nicht auszuschließen ist, daß die Abschwächung über 
die eher optimistisch ausgefallene Annahme noch hinaus-
geht. Ein krisenhafter Rüdcschlag ist für 1971 durchaus in 
den Bereich des Möglichen gerückt.

allem im August 1970 ein stärkerer Abfall des Produktions-
indexes gegenüber Juli zu verzeichnen war (—2,8 zu —0,3), 
so dürfte sich doch im 2. Hj. 1970 per Saldo der Anstieg 
der Nettoproduktion im Vergleich zu 1969 noch fortsetzen. 
Verfolgt man die Ergebnisse einzelner Wirtschaftsbereichc, 
so fällt der Rückgang des Kohlenbergbaus und der Textil-
industrie im 2. Vj. 1970 gegenüber dem des Vorjahres auf 
(—1,5 bzw. —2,0 Punkte). Während im gleichen Zeitraum 
die chemische Industrie entsprechend dem durchschnittlichen 
Produktionsanstieg der gesamten Industrie ihren Ausstoß 
erhöhen konnte, verdoppelten ihn der Fahrzeugbau sowie die 
elektrotechnische Industrie.

Daß dieser Rückgang das Auslaufen des konjunkturellen 
Zyklus widerspiegelt, erhellt die stetige Abnahme der 
vierteljährlichen Zuwachsraten seit Mitte 1969:

+ 2,8
— 0,3

7,0
8,0
8,5
5,6

Das warenproduzierende Gewerbe, wozu Industrie, Hand-
werk, Baugewerbe, Bergbau usw. zählen, trägt demnach 
allein mit über 54 Prozent zur Entstehung des BIP bei.

BIP-Veränderung gegenüber dem Vorjahreshalbjahr in °/o

1. HJ. 2. Hj. 
+ 13,2 + 12,5

1969 
Mrd. DM in •/.

jj
1070. 1. Hj. §= 

Mrd. DM In •/. NÖSS

rod. Handel Dlenst- 
» u. Verkehr leistg.

Veränderung gegenübei 
dem Vorjahr in •/•

zu jeweiligen Preisen

+++
+ 11,8
4- 11,3
+ 13,3

1966
1967
1968
1969
1969, l.Hj.
1970, l.Hj.

(Quelle: Wirtschall und Statistik, 2/1970, S. 68; 9/1970, S. 447)

1966
1967
1968
1969
1969, l.Hj.
1970, l.Hj.

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 2/1970, S. 68; 9/1970, S. 447)

Gegenüber dem 1. Hj. 1969 betrug im gleichen Zeitraum 1970 
die Zunahme des BIP
— unter Zugrundelegung der jeweiligen Preise (nominal) 

13,3 Prozent,
— unter Zugrundelegung der Preise von 1962 (real) 5,6 

Prozent.
Während die nominale Zuwachsrate einen neuen Höchst-
stand erreichte, ging die reale merklich zurück, so daß sich 
im 1. Hj. 1970 der Preisauftrieb weiterhin beschleunigte.
Die Schätzungen für das 2. Hj. 1970 gehen hinsichtlich der 
Entwicklung des BSP davon aus, daß es zu
— jeweiligen Preisen um 12,5 Prozent,
— Preisen von 1962 um 5 Prozent
gegenüber dem Vorjahr zunehmen wird. (Vgl. ifo Schnell-
dienst, 43/44, 1970, S. 40.)
Dies würde die Tendenz des 1. Hj. 1970 bestätigen. Die 
Spanne zwischen nominalem und realem Wachstum betrüge 
dann immer noch 7,5 Prozent.
Was die geschätzten nominalen BIP-Zuwachsraten in der 
zweiten gegenüber der ersten Jahreshälfte 1970 betrifft, so 
würde seit 1967 erstmals eine Abschwächung eintreten:

134,4
10/1970, S. 607 E; BMWI.
............................ lur, J”‘

Gesamt-
umsatz 470,5
Inlands-
umsatz 376,7
Auslands-
umsatz 93,8
(Quelle: Wirtschaft u. Statistik, 2/1970, S. 85; 8/1970, S. 409)

Wie 1969 so entfiel auch im 1. Hj. 1970 rd. ein Fünftel des 
Industrieumsatzes auf den Export, hiervon wiederum rd. 
70 Prozent auf fünf Industriezweige.

1. HJ. 2. Hi. 1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj.
— 0,2 + 1,7 4- 6,6 + 10,9 +11,2 + 12,3

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 9/1970, S. 445)

Die Tabelle über den Industrieumsatz (Betriebe mit min-
destens 10 Beschäftigten, ohne Bauindustrie, Gas- und Was-
serwerke für die öffentliche Versorgung; ohne Umsatz- bzw. 
Mehrwertsteuer) zeigt an, inwieweit der Absatz im Inland 
oder Ausland erfolgte:

139,9
(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 2/1970, S. 09; 10/1970, S. 607 
Vierteljahresbericht 111/70, S. 10 E, ifo Wlrtschaflskonjunkli 
I. Beilage, S. 5)
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Auslandsumsatz ausgewählter Industriezweige

15,4 16,4 7,5 17,3 8,1 16,4

14,9 15,9 7,3 16,7 7,8 15,8

10,1 4,3 9,7 5,1 10,3

6,8 3,0 6,8 3,5 7,1

S. 410|

1.3 Außenwirtschaft

Handels- und Kapitalbilanzsaldo (in Mrd. DM)

Handelsbilanz

(Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 10/1970, S. 66’)

£

3

Außenhandel nach Regionen (1970, l.Hj.)

+ 6,3

+ 6,078,3

19701969 1970

Vergleich

3

Des weiteren ist der Umfang der Auftragseingänge in der 
Industrie besonders hervorzuheben. Er gilt als Indikator 
für das Produktionsvolumen der nächsten Monate.

Mai 
Juni 
Juli 
August

Von Mai bis August 1970 nahm der Industrieumsatz folgende 
Größenordnungen an:

93,8
19,4

100,0
20,7

178
191
187
168

100,0
19,9

15,8
30,8
25,8
18,7

+ 1,6
+ 9,3
+ 6,4
+ 6,9

100,0
19,3

Wie schon aus den Daten über den Auslandsabsatz der 
Industrie hervorgeht (vgl. Kennziffer 1.2), hat sich die 
Außenorientierung der westdeutschen Wirtschaft strukturell 
nicht verändert. Die jetzt auch den Außenhandel erfassende 
Abschwächung hatte im 1. Hj. 1970 noch keinen nachhaltigen 
Abbau des Handelsbilanzüberschusses zur Folge gehabt.

tion lediglich für 2,3 Monate als gesichert gemeldet, (ifo 
Schnelldienst, 43/44, 1970, S. 3)

++
+
+ 
+

Saldo der Handels-
bilanz In Mrd. DM

44,2
8,8

++
+

7.8 
17,0 
13,2 
10,0

49,3
9,5

1.1
9,8
1.1
1.8

Die Nachfrage ging bisher besonders im Konsumgüterbereich 
zurück. Dies beweist, daß — im Gegensatz zu den Unter-
nehmerargumenten — die Löhne keineswegs das Angebot 
überschritten und inflationär wirkten.

8,0
16,9
18,4
15,6
6,7
6,3

40,7
22,3
8,7
4,4
16,8

I

1966
1967
1968
1969
1969, l.Hj.
1970, l.Hj.

+ 0,6 
+ 5,5
— 0,7 
+ 0,7
— 0,4

— 12,4
+ 12,8
— 3,1
— 15,2

•z

£

Anteil am 
Export In •/•

100,0

Kapitalbilanz

+ 0,9
— 10,0
— 7,4
— 18,8
— 11,7
— 0,1

Auftragseingangs-
index 1962 " 100

Während noch bis April 1970 der Industrieumsatz sowohl 
im Inlands- als auch Auslandsgeschäft zunahm (vgl. Info 2/70, 
S. 3), ist von Mai ab ein Umsatzrückgang zu verzeichnen. 
Dies bestätigt indirekt das Auslaufen der Hochkonjunktur 
aufgrund der stetigen Abnahme der Zuwachsraten der Netto-
produktion seit Ende 1969. Umsatz- und Produktionsabfall 
sind offenbar seit Mitte 1970 gleichgeschaltet. Wenn auch die 
Umsatzhöhe noch über der des Vorjahres liegt, so lassen 
sich aber in dieser Hinsicht rezessive Einflüsse nicht über-
sehen, da bis April 1970 die durchschnittliche Zunahme des 
Gesamt- und Auslandsumsatzes gegenüber dem Vorjahres-
zeitabschnitt weitaus kräftiger war. Würde dieser Trend 
tatsächlich in einer Krise seine Fortsetzung finden, dann 
wäre diesmal davon ebenso der Außenhandel betroffen; 
denn schon seit Ende 1969 bleibt auch der Zuwachs des Aus-
lands- tendenziell hinter dem des Inlandsumsatzes zurück, 
was im Krisenzeitraum 1966/67 gerade nicht der Fall war. 
Eine offene Krise oder selbst eine Stagnation hätte daher 
schwerwiegendere Folgen für die Beschäftigung als 1967. 
Bemerkenswert ist zudem, daß von der Umsatzabschwächung 
alle wichtigen Industriegruppen betroffen sind. Dies spricht 
um so mehr für eine durchgängige struktuelle Abschwächung.

— Investitionsgüterindustrie mit . . .
— Chemischen Industrie mit ....
— Maschinenbauindustrie mit ....
— Kraftwagenindustrie mit....................
— Elektrotechnischen Industrie mit . .
— Kunststoffverarbeitenden Industrie mit
— Schuhindustrie mit..............................
besonders auffällig war.

Der Auftragsrückgang betraf alle Industriezweige, wobei die 
Abnahme im August gegenüber Juni 1970 bei der

Index der industriellen Auftragseingänge (ohne Bergbau, 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Bauindustrie, öffent-
liche Energiewirtschaft):

Die folgende Tabelle läßt die regionalen Schwerpunkte des 
westdeutschen Außenhandels erkennen:

Im 1. Hj. 1970 erreichten die Exporte der BRD einen Wert 
von 61 Mrd., die Importe einen von 53 Mrd. DM (ohne 
Dienstleislungskäufe und -Verkäufe).

Zunahme gegenüber 
dem Vorjahr in ’/•

1969

Im Vergleich zu 1969 stagniert der Auftragseingang in der 
Industrie seit Mitte 1970. Mit Ausnahme des Monats Juni 
sind keine spürbaren Anregungen für die industrielle Kon-
junktur von der Auftragsseite mehr ausgegangen. Nadi den 
Untersuchungen des Münchener ifo-Instituts für September 
1970 liegt in der verarbeitenden Industrie die Reichweite 
der Auftragsbestände nun schon unter dem Stand vom 
September 1969 (3,7 zu 3,9 Produktionsmonaten), während 
sich die durch laufende Aufträge gesicherte Produktions-
dauer im Investitionsgüterbereich von 7,2 auf 6,9 Monate 
verringert hat. Im Verbrauchsgüterbereich wurde die Produk-
3/70

Von Mai bis August 1970 entwickelten sich Handels- und 
Kapitalbilanz im Vergleich zum Vorjahr wie folgt (in 
Mrd. DM):

?

Fast vier Fünftel des Exports der BRD gehen in kapitali- 
stisdie Industrieländer, wobei der Handel mit der Euro-
päischen Freihandelszone EFTA (Mitglieder: Großbritannien, 
Dänemark, Norwegen, Schweden, Schweiz. Österreich, Por-
tugal; Finnland ist assoziiertes Mitglied) über 87 Prozent 
des westdeutschen Exportüberschusses erbringt. Trotz der 
Aufwertung hat sich der Exportüberschuß (positive Handels-
bilanz) bislang nur geringfügig verkleinert. Der Netto-
kapitalexport (negative Kapitalbilanz) ist demgegenüber fast 
eingestellt worden. Statt dessen hat seit Mai ein ständiger 
Kapitalimport stattgefunden, wobei der kurzfristige Kapital-
verkehr die Bilanz im ganzen positiv werden ließ.

i

I
i
i
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13 Prozent
5,4 Prozent
7,9 Prozent

29 Prozent
6,7 Prozent

22,3 Prozent
54,5 Prozent

1969 1969, l.Hj. 1970, 1. HJ.
in •/• des In •/• des In •/• des

Mrd. DM Auslands-Mrd. DM Auslands-Mrd. DM Auslands-
umsatzes Umsatzes Umsatzes

Alle Länder
Kapitalistische 
Industrieländer 
darunter:

EWG 
EFTA 
USA

Sozialistische Länder 
„Entwicklungsländer"
(Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 10/1970, S. 67’jMai 176

Juni 174
Juli 185
August 165
(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 8/1969, S. 450’; 8/1970, S. 476’; 10/1970, 
S. 606’)

Veränderung In •/• gegenüber dem 
Vormonat Vorjahr

Gesamtumsatz Auslandsumsatz Gesamtumsatz Auslandsumsatz

— 10,8
+ 11,1
— 0,3
— 11,2

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 8/1970, S. 475’; 10/1970, S. 603’)

Auslandsumsatz 
insgesamt ! 
Maschinenbau 
Straßenfahr-
zeugbau 
Chemische 
Industrie 
Elektrotechnische 
Industrie 9,5
Eisenschaffende 
Industrie 6,4
(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 2/1970, S. 85; 6/1970, S. 310’; 8/1970,



— des Staatsverbrauchs 15,5 Prozent

— der Anlageinvestitionen 26,4 Prozent— 0,2— 4,8

+ 5,3+ 2,6

liegen offensichtlich darin, daß

Bruttoanlageinvestitionen der Industrie

1969 1970

27,6 33,7 36 22

2,8 3,0 6 6

1.4 Investitionen

Produktionskapazitäten der Industrie

1966Private und öffentliche Bruttoanlageinvestitionen

7 4 6 8 8

6 6 6 6 7

6 3 6 9 9

6 4 6 7 6

9 7 7 7 6

der Anteil

Für das gesamte Jahr 1970 

— des privaten Verbrauchs

Die Ursachen hierfür liegen offensichtlich darin, daß
— das westdeutsche Zinsniveau immer noch relativ hoch,
— die DM wiederum aufwertungsverdächtig ist.

Aller Wahrscheinlichkeit nach werden sich 1970 die Brutto-
anlageinvestitionen auf rd. 180 Mrd. DM belaufen.

Dies kann per Saldo nur auf Kosten des privaten Verbrauchs 
geschehen, da — wie es in der BRD der Fall ist — von der 
Exportorientierung der privaten Wirtschaft sowie von der 
Rüstungspolitik nicht abgegangen wird.

Was die Verwendung des BSP während des 1. Hj. 1970 
betrifft, so betrug dann auch

BSP zu 
Preisen

490,7
494,6
538,5
602,2
281,9
319,0

126,3
114,4
124,8
146,2
64,7
79,7

54,7 Prozent, 
15,0 Prozent, 
25,0 Prozent.

+ 5,2
+ 5,1

Mal 
1970

25,8 
23,1 
23,2 
24,3
23,0 
25,0

in 
des BSP

Damit erweist sich das Argument, die Inflation sei durch 
steigenden privaten Verbrauch bedingt, wiederum eindeutig 
als falsch. Gerade die Nachfrage nach Konsumgütern wird 
ständig zurückgedrängt, nicht zuletzt um die Kapitalbasis 
der Unternehmer zu stärken, was sich in sofortigem Geld-
überhang niederschlägt.

Verarbeitende Industrie 
davon:

Grundstoff- und
Produktionsgüterind.*
Investitionsgüterind.
Verbrauchsgüterind.
Nahrungs- und Genuß-
mittelindustrie

Verarbeitende 
Industrie 
davon:

Grundstoff- und 
Produktionsgüter-
industrie 
Investitionsgüter-
industrie
Verbrauchsgüter-
industrie 
Nahrungs- und 
Genußmittel-
industrie

Noch schwerwiegender muß sich die starke Kapazitätsaus-
dehnung 1969/70 im Verhältnis zum relativen Absinken der 
privaten Nachfrage seit 1968 und den Lohnsteuervorauszah-
lungen ab 1.8. 1970 auswirken. Die Politik der Bundesregie-
rung, den Preisauftrieb durch weitere Reduzierung der Mas-
senkaufkraft zu stoppen, ist daher objektiv krisenfördernd. 
Die Maßnahme der Bundesregierung, durch die Aussetzung 
der Steuerbegünstigung den Investitionsauftrieb zu dämpfen, 
hat an der Entwicklung nichts geändert. Denn da Aufträge, 
die bis zum 5. 7. 1970 vergeben wurden, hiervon nicht be-

3/70

40
45
31

22
29
15

10,7
9,7
4,4

13,1
12,5
5,1

+ 5,3
— 2,2

Ein weiterer Anhaltspunkt für die allgemeine wirtschaft-
liche Situation ist die Investitionstätigkeit, insbesondere der 
Anteil der Investitionen am BSP. Seit 1966 ergibt sich für 
die Bruttoanlageinvestitionen (Ausrüstungs- und Bauinvesti-
tionen) der Unternehmer und des Staates zusammen folgende 
Entwicklung:

• geplant 
(Quelle: Ho Schnelldienst 27, 1970, S. 12)

Die Realisierung der Planungen für 1970 steht außer Frage. 
Insofern könnte ab 1971 ein paralleler Konjunkturverlauf 
zu 1965/66/67 die Folge sein: der hohe Kapazitätszuwachs 
1965 ließ sich infolge der 1964 relativ gesunkenen Kaufkraft 
der Masseneinkommen nicht mehr halten, so daß eine Kapa-
zitätseinschränkung vorgenommen wurde.

Bruttoanlageiuvestltionea 
Mrd. DM •/•

Nach den Erhebungen des ifo-Tests sind hinsichtlich des 
Wachstums der Bruttoanlageinvestitionen in der verarbei-
tenden Industrie für 1970 gegenüber 1969 nachstehende 
Raten als wahrscheinlich anzunehmen, wobei die Angaben 
für 1968/69 ebenfalls beachtlich sind:

Das Argument, die Aufwertung trage zur Inflationsbekämp-
fung bei, ist nicht haltbar. Die letzte Paritätsänderung hat 
die rapide Geldentwertung nicht verhindert, da die Struktur 
des Außenhandels auf diese Weise nicht geändert werden 
kann, permanent hohe Handelsbilanzüberschüsse aber auto-
matisch die Inflation infolge inländischen Gütermangels an-
regen.

wird angenommen, daß der

54,6 Prozent

— des privaten Verbrauchs
— des Staatsverbrauchs
— der Anlageinvestitionen
4

Zwischen 1967 und 1969 stieg das Investitionsvolumen um 
mehr als 32 Mrd. DM. Die Zunahme war vor allem 1969 
beträchtlich (rd. 22 Mrd. DM). Jedoch wurde der prozentuale 
Anteil am Sozialprodukt von 1965 (26,5 Prozent) auch 1969 
(24,3 Prozent) noch nicht erreicht. Dies wird hingegen 1970 
der Fall sein; denn schon im 1. Hj. wurde der Anteil auf 
25 Prozent hochgedrückt.

Durch die Exportüberschüsse, aus denen die Konzerne 
größere Profite erzielen, wird das Güterangebot auf dem 
Binnenmarkt automatisch verringert. Dies erlaubt es den 
Unternehmern, über höhere Preise die Profite anzuheben. 
Die bislang nur geringfügig abgebauten Exportüberschüsse 
sind also eine der Ursachen für die gegenwärtige Preis-
steigerungswelle in der BRD. (Vgl. Kennziffer 3.4)

August 
1969

Jeweiligen 
In Mrd. DM

(1969 55,3;
1968 55,9), 

(1969 u. 1968 
unverändert), 

(1969 24,4;
1968 23,2) 

betragen wird. (Vgl. ifo Schnelldienst 43/44, 1970, S. 40)

Zunahme gegenüber dem Vorjahr in •/• 
1967 1968 1969 1970’

Beides führt dazu, daß kurzfristiges Spekulationsgeld aus 
dem Ausland zufließt und viele westdeutsche Kapitalisten 
ihre Mittel eher im Inland anlegen in Erwartung der 
(sicheren) Zins- und der (wahrscheinlichen) Aufwertungs-
gewinne.

In Mrd. DM Zunahme gegenüber dem 
Vorjahr in •/• 
1969 1970

1966
1967
1968
1969
1969, l.Hj.
1970, l.Hj.

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 3/1970, S. 210*; 9/1970, S. 445, 457)

Saldo der Handelsbilanz
Saldo der Kapitalbilanz 
darunter:

Langfristiger
Kapitalverkehr
Kurzfristiger
Kapitalverkehr

(Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 10/1970, S. 66*)

(Quelle: Ifo Schnelldienst 27, 1970, S. 9; 43/44, 1970, S. 23)
• Steine, Erden; Eisenschaffende Ind., Metallind.; Mlneralölverarb., 

Chcm. Ind.
Wie mehr als die Hälfte aller westdeutschen Unternehmen 
der verarbeitenden Industrie angab, steht die Kapazitäts-
erweiterung als Investitionsmotiv im Vordergrund vor Ratio-
nalisierung und Ersatzbeschaffung. Die Größenveränderun-
gen der Kapazitäten fallen besonders ins Gewicht, wie aus 
folgenden Angaben (ohne chemische Industrie) hervorgeht:



1.5 Beschäftigung

1.6 Umsatz pro Beschäftigten

1966—1970,

Beschäftigte und Umsatz in der Industrie

Industriebeschäftigung

6,2

+4,98,6 6,5 + 4,8

(Quelle: Wirtschaft und StatlsUk, 3/1970, S. 156*; 10/1970, S. 602*)

1969 1970

1970

2 Unternehmergewinne1969 1969

g
2.1 Bruttogewinne

§
(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 10/1970, S. 595*)

darunter Arbeiter 

in Mio

Mai
Juni 
Juli
August

Im Laufe des Jahres 1970 nahm der Anteil der Arbeiter-
klasse an der erwerbstätigen Bevölkerung weiter zu. Im 
Juni 1970 waren von 27,1 Mio. Erwerbstätigen 22,3 Mio. 
(= 86 Prozent) Arbeiter, Angestellte und Beamte. Im ein-
zelnen betrug 1969 die Zahl der

troffen waren, kam diese Maßnahme für den abgelaufenen 
Konjunkturzyklus zu spät.

8,4
7,8
7,9
8,3

Industriebeschäftigte 
in Mio

99
99
97

8,2
8,3
8,3
8,4

861
855
833

8,6
8,6
8,6
8,6

872
853
812

6,5
5,9
6,0
6,3

5,1
6,4
5,1
5,0

753
751
733

4,8
3,6
3,6
2,4

773
754
715

In diesen Ziffern kommt nicht nur die zunehmende Aktivi-
tät der Industrie zum Ausdruck, sondern ebenso die wach-
sende Beanspruchung der Arbeitskraft der Arbeiter und An-
gestellten. Gegenüber 1969 ist hinsichtlich des Umsatzes je 
Beschäftigten 1970 eine fast gleich große Rate festzustellen.

Den (nicht gerundeten) absoluten Zahlen entsprechen fol-
gende prozentuale Veränderungen:

Differenz (II) — (I). Demnach kündigt sich auch auf dem 
Arbeitsmarkt ein konjunktureller Tendenzwandel an. Ver-
schiedene große Unternehmen gehen schon zu Einstellungs-
stopps über, Kurzarbeit und Feierschichten wurden ange-
kündigt, zum Teil bereits eingeführt.

4.7
5,3
5,2
4,6

Beschäf- 
Ugte in 
Mio

8,4
7,8
7,9
8,3
8,2
8,6

32,3
31,7
33,8
39,2
36,7
42,1

3,9
4,0
4,3
4,7
4,5
4,9

Zwar ist die Zahl der Arbeitslosen (I) im September wieder 
zurückgegangen, aber weniger als im Mehrjahresdurch-
schnitt. Nach rascher fiel indes die Zahl der offenen Stel-
len (II). Im September 1970 lag sie erstmals seit über einem 
Jahr unter dem vergleichbaren Vorjahreswert, ebenfalls die 
3/70

4,1
3,9
3,7
3,4

7,8
17,0
13,2
10,0

2,2
12,8
8,3 
7,0

— Arbeiter 12,4 Mio.,
— Angestellten 7,5 Mio-,
— Beamten 1,9 Mio.,
zusammen mithin 21,8 Mio. (vgl. Wirtschaft und Statistik, 
3/1970, S. 136; 10/1970, S. 495)
In der Industrie entwickelte sich die Beschäftigung zwischen 
1966 und August 1970 monatsdurchschniltlich wie folgt:

1966
1967
1968
1969
1969, 1. Hj.
1970, 1. Hj.

-0.9 
—6.5 
+0,7 
+ 5,2 
+2,3 
+ 4,9

■

1

+ 3,6 
— 1.9 
+ 6,5 
+ 16,0 
+ 16,5 
+ 14,8

—0,9 
—6,5 
+ 0,7 
+ 5,2

i
I
t§

I 
ä

Umsatz 
je Be-
schält. In 
1000 DM

Veränderung In •/•

—1.9
—8,1
+ 0,7
+ 5,4

Umsatz 
In Mrd. 
DM 
(Monats-
durchschnitt)

Erst 1970 wurde der Stand der Industriebeschäftigung von 
1965 (8,5 Mio.) wieder erreicht. Besonders an der Beschäfti-
gung zeigt sich, wie schwer die Folgen einer Überproduk-
tionskrise (in diesem Fall 1966/67) zu überwinden sind.
Von Mai bis August 1970 stieg die Zahl der Industrie-
beschäftigung allerdings nicht mehr weiter an, wie noch ein 
Jahr zuvor:

Von Mai bis August des laufenden Jahres zeigten sich im 
einzelnen folgende Entwicklungstendenzen:

1966
1967
1968
1969
1969,
Jan.—Aug. 8,2
1970,
Jan.—Aug.

Zunahme gegenüber dem Vorjahr in •/• 
Beschäl- Um- Umsatz
tlgte satz je Be-

schält.

Während bis zum Frühjahr die Zunahme der Beschäftigten-
zahlen maßgeblich auf die von ausländischen Arbeitskräften 
zurückzuführen war (März 1970 1,67 Mio. gegenüber März 
1969 1,23 Mio. und März 1968 0,95 Mio.), begann sie im 
3. Vj. 1970 geringer zu werden. Nach den Vermittlungs-
aufträgen zu urteilen, hat sich der während des 2. Vj. im 
Vergleich zum Vorjahr zu beobachtende Anstieg nicht mehr 
fortgesetzt. Insgesamt dürfte die Zahl ausländischer Arbeits-
kräfte bei 2 Mio. liegen und damit 9 Prozent aller abhängig 
Beschäftigten ausmachen. Von Juli bis September 1970 wur-
den folgende Arbeitslosenzahlen und offene Stellen (in 1000) 
gemeldet:

Die amtliche Statistik weist die Globalziffer .Bruttoeinkom-
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen“ aus. In die-
ser Ziffer sind auch die entsprechenden Einkommen des 
Staates und der Selbständigen enthalten. Es ist zu berück-
sichtigen, daß die etwa 2,9 Mio. Personen umfassende 
Gruppe der Selbständigen sehr uneinheitlich ist. Ihr gehö-
ren der kleine Gewerbetreibende ebenso wie der Großunter-

5

Arbeitslose
(I) 

1970

Bereits ein Vergleich der Zahlen über den Industrieumsatz 
und die Industriebeschäftigung (vgl. Kennziffer 1.2 und 1.5) 
läßt erkennen, daß das Wachstum der industriellen Produk-
tion weniger die Folge einer zunehmenden Beschäftigung 
als einer höheren Arbeitsproduktivität und -Intensität war. 
Die nachstehende Tabelle über die Entwicklung der Be-
schäftigung und des Umsatzes in den Jahren 
1. Hj., veranschaulicht diesen Sachverhalt:

Differenz 
(II) - (I) 

1969 1970

Industriebeschäftigte 
insgesamt Veränderung
in Mio in •/• "i 

■

8::

i
i
-

i
*

i
r~-
§

£

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in •/•
Beschäftigte Umsatz Umsatz pro

Beschäftigten

+ 4,5
+ 4,9
+ 5,8
+ 10,3
+ 10,1
+ 8,9

Juli 108
August 104
Sept. 100

Umsatz 
pro Be-
schäftigten 
in 1000 DM 
(Monats-
durchschnitt)

Zunahme gegenüber dem 
Vorjahr in •/• 

1969 1970

(Quelle: Wirtschaft und StatlsUk, 8/1969, S. 448*; 8/1970, S. 474"; 10/1970, 
S. 602*)

1966
1967
1968
1969
1969, 1. Hj.
1970, 1. Hj.

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 8/1970, S. 409, 475*; 10/1970, S. 603*)

Mai
Juni
Juli
August
(Quelle: Wirtschaft und StaUsUk, 8/1970, S. 475*; 10/1970, S. 603*)

offene Stellen
(II)

1970



Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen

in Mrd. DM

3 Lage der Arbeiterklasse
3.1 Bruttolöhne und -gehälter

2.2 Nettogewinne
Bruttoeinkommen aus abhängiger Arbeit

In Mrd. DM

Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen

in Mrd. DM

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 2/1970, S. 71; 9/1970, S. 450)

in DM

3/70

Die monatlichen Pro-Kopf-Bruttoeinkommen schwächen die-
sen günstigen Eindruck ab:

nehmer an. Zwischen 1966 und 1970 entwickelte sich das 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
in der BRD wie folgt:

Die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen stiegen im 1. Hj. 1970 gegenüber dem 1. Hj. des 
Vorjahres um 5,8 Prozent.

Aussagekraft über die tatsächliche Steigerung und den Um-
fang der Gewinne besitzen annäherungsweise die Angaben 
über die Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen.

Unter den 2,9 Mio. registrierten Selbständigen sind sowohl 
Bauern, Händler, Handwerker, freiberuflich Tätige wie auch 
Großunternehmer erfaßt. Ihr statistisches Durchschnittsnetto-
einkommen belief sich im 1. Hj. 1970 auf 21 248 DM; das 
sind monatlich 3541 DM, wobei es im 2. Hj. stets überpro-
portional zu steigen pflegt.

129,5
127,1
149,3
158,4 
74,0 
78,3

99,3
97,2

116,8
122,2
56,7
61,6

+
+

6,1
9,8
5,8

Durchschnittsbruttolohn und -gehalt (monatlich) je 
beschäftigten Arbeitnehmer

Es ist somit offenbar, daß der prozentuale Bruttolohnzu-
wachs je Beschäftigten in der Aufschwungphase 1968/69 ge-
ringer war als der der Bruttolohn- und -gehaltssumme. Diese 
verteilt sich auf eine größere Beschäftigtenzahl.

Gleichzeitig hat das infolge des Drucks der Belegschaften 
und der positiven Wirtschaftslage erzielte verhältnismäßig 
starke Anwachsen der Bruttoeinkommen die Differenz zwi-
schen Tarif- und Effektivverdiensten (Lohndrift) weiter ver-
größert.

Das gilt auch für 1970. Das Wachstum für das 1. Hj. im 
Vergleich zum 1. Hj. 1969 betrug 14,2 Prozent.

Die folgenden Gegenüberstellungen beruhen auf Berechnun-
gen der Veränderung der Effektiv- und Tarifverdienste in 
der Gesamtwirtschaft:

831
857
909
993
941
1075

247,6 
248,0 
266,0
299,6 
140,4 
165,11966

1967
1968
1969
1969, 1. Hj.
1970, 1. Hj.

7,6
0,2
7,3
12,6
11.2
17,6

Die Hauptmasse der Selbständigeneinkommen konzentriert 
sich also auf eine zahlenmäßig kleine Schicht der Unterneh-
mer und hier wiederum insbesondere auf die zahlenmäßig 
noch kleinere Gruppe der Großunternehmer. Deren Profite 
stiegen am schnellsten.

Was sich hinter dieser Durchschnittszahl verbirgt, zeigte 
eine Einkommenserhebung für die 1,774 Mio. registrierten 
nicht in der Landwirtschaft tätigen Selbständigen. Von ihnen 
verfügten 75 Prozent nur über ein Monatseinkommen bis 
1800 DM (darunter 15,4 Prozent unter 600 DM, 14,5 600— 
800 DM, 25,6 800—1200 DM). Wie die Aufschlüsselung er-
wies, hatten 55,5 Prozent ein Monatseinkommen unter 1200 
DM. Bezieht man die Selbständigen der Landwirtschaft in 
die Rechnung ein, so erhöht sich der Anteil der unteren 
Einkommensgruppen noch beträchtlich.
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Bezieht man die vorläufigen Ergebnisse für das 1. Hj. 1970 
in die Betrachtung ein, so ergibt sich gegenüber 1969 eine 
Steigerung der Bruttolohn- und -gehaltssumme um 17,6 Pro-
zent. Es zeigt sich, daß die Arbeiter und Angestellten 1970 
beträchtliche Lohnerhöhungen erzielen konnten und daß auch 
die Beschäftigung weiter zunahm (vgl. Kennziffer 1.5).

Veränderung 
gegenüber c

+

Vorjahr in •/•

3,4
1.9

+ 17,5
+
+
+

— Bei den Unternehmern vermehrten sich die Netto-
schneller als die Bruttoeinkommen (+ 8,6 gegenüber 
+ 5,6 Prozent). Im Gegensatz dazu stiegen die Netto- 
aus abhängiger Arbeit langsamer als die Bruttoeinkom-
men (+ 14, 7 gegenüber + 17,6 Prozent). Die Ursache 
dafür ist die Steuerpolitik des Staates. Sie begünstigt die 
Unternehmer und benachteiligt die lohnabhängig Be-
schäftigten.

Zunahme gegenüber 
dem Vorjahr in •/•

7,2
3,2
6,1
9,2
7,9

14,2

Die Angaben über die Bruttoeinkommen aus abhängiger 
Arbeit (Bruttolohn- und -gehaltssumme) spiegeln auch die 
Entwicklung der Beschäftigung, der Zahl der geleisteten 
Arbeitsstunden wider. Sie geben deshalb kein exaktes Bild 
der Pro-Kopf-Bruttoeinkommen. Die Bruttoeinkommen aus 
abhängiger Arbeit, in denen auch die Arbeitgeberbeiträge 
zur Sozialversicherung und die zusätzlichen Sozialaufwen-
dungen enthalten sind, beliefen sich zwischen 1966 und 1970 
auf:

— Bei den Unternehmern wuchsen die Nettoeinkommen um 
8,6 Prozent, bei den lohnabhängig Beschäftigten um 14,7 
Prozent.

Veränderung 
gegenüber dem

+

ag 
dem Vorjahr in •/»

3.4
2,1

+ 20,2
4,6
9,9
8,6

Die Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen nahmen im 1. Hj. 1970 gegenüber dem 1. Hj. des 
Vorjahres um 8,6 Prozent zu. Vergleicht man das 1. Hj. 
1970 mit dem von 1969 (vgl. Kennziffern 3.1 und 3.3), so er-
gibt sich:

Zunahme gegen-
über dem 
Vorjahr in •/•

1966
1967
1968
1969
1969, 1. Hj.
1970, 1. Hj.

(Quelle: Wlrtsdiall und Statistik, 2/1970, S. 69; 9/1970, S. 450)

1966
1967
1968
1969
1969, 1. Hj.
1970, 1. Hj.

(Quelle: Wlrtsdiall und Statistik, 2/1970, S. 69; 3/1970, S. 206-; 9/1970, 
S. 446)

1966
1967
1968
1969
1969, 1. Hj.
1970, 1. Hj.

(Quelle: Wlrtsdiall und Statistik, 2/1970, S. 70; 3/1970, S. 207" 0/1970, 
S. 440)



3.2 Steuern und Abgaben

beträchtlich:

(Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 9/1970, S. 33)

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 2/1970, S. 206*: 9/1970, S. 449)

Ledige

Tarifbereich

12. 1970 170031.

1. 1971

4. 1971

1. 1970—30. 4. 1971 90031.

5. 1971

6. 1971

1970, S. 10)6. 1971

(Quelle: Die Zelt, 2. 10. 70)
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Es wäre erforderlich und möglich gewesen, allein schon aus 
Gründen der Ausnutzung der Konjunktur die 15-Prozent- 
Forderung der Beschäftigten in der Metallindustrie durch-
zusetzen. Ein solches Ergebnis hätte seine Auswirkung auf 
die noch kommenden Tarifrunden nicht verfehlt, die immer-
hin ca. 9,5 Mio. Arbeiter und Angestellte betreffen werden. 
Vom 31. 12. 1970 bis zum 30. 6. 1971 umfaßt die Tarif-
bewegung folgende Bereiche und Beschäftigte:

Die von der IG Metall konzipierte betriebsnahe Tarifpolitik, 
die eine möglichst vollständige Tarifierung der Effektiv-
verdienste zum Ziel hat, ist über erste Schritte (Voraban-
hebungen) noch nicht hinausgekommen.

Kündigungs-
termin

31.
31.
31.

28.
31.
31.
31.
30.
30.
31.
30.

12. 1970
1. 1971
1. 1970—30.

2. 1971
3. 1970—31.
3. 1971
3. 1970—30.
4. 1971
4. 1971
5. 1971
4. 1970—30.

Elfokllv- 
verdlenstc 
je BcsdiUitlglc

Beschäftigte 
In Tsd.

1.5
1.5
2,4
2.5
1.4
3.2
2,2
4,1
3,3
3,4

400
215
1440

125
660
180
230
1600
380
250
500

135
240
130
265

Arbeiter
Angestellter

Im 1. Hj. 1970 mußten an Sozialversicherungsbeiträgen, zu-
sätzlichen -aufwendungen und Lohnsteuer 51,7 Mrd. DM 
abgeführt werden. Dies bedeutet eine Zunahme von 24,5 
Prozent gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum. Diese 
Abzüge machten im 1. Hj. 1970 31,3 Prozent der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme aus gegenüber 29,6 Prozent im 1. Hj. 
1969. Im Durchschnitt hatte — nach dem Sozialbericht 1970 
der Bundesregierung — bei einem Bruttomonatsverdienst von 
990 DM z. B. ein Arbeiter oder Angestellter prozentual fol-
gende Gesamtabzüge:

Für 1970 ist eine besonders starke Erhöhung der Arbeit-
nehmerbeiträge zur Sozialversicherung und der Lohnsteuer 
offensichtlich.

30,11
33,27
38,46

28,9
25,9

20,69
21,13
23,61
27,52
12,94
15,65

23,6
22,6

18,79
19,11
21,85
26,92
10,58
14,14

Verheiratete 
mit 3 Kindern

1.6
0.7
0.5
2.8

17,5
16,5

öffentlicher Dienst 
(ohne Beamte) 
Papier- und 
Pappeverarb. Ind. 
Holzindustrie 
Schuhindustrie 
Landwirtschaft 
Groß- und 
Außenhandel 
(NRW, Rheinland, 
Rheinhessen) 
Graph. Gewerbe 
Einzelhandel 
Groß- u. Außen-
handel (übr. 
Bundesgebiet) 
Privates 
Bankgewerbe 
Chemische Ind. 
Versicherungen 
Steine und Erden 
Bauhauptgewerbe 
Bekleidungsind. 
Steinkohlenbergbau 
Textilindustrie

Seitens der Gewerkschaften wird es großer Anstrengungen 
bedürfen, um solche Lohnerhöhungen wie in der baden- 
württembergischen Metallindustrie (bis 13,5 Prozent und 
Erhöhung der Leistungszulage auf 13 bis 16 Prozent) durch-
zusetzen.
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Tarif-
verdienste 
auf 
Wodienbasls

2,2
3,9
4,7
4,8
5,5
5,8
5,7
8,2

10,8
10,6

3,7
5,5
7,2
7,4
7,0
9,2
8,0

12,6
14,5
14,4

Verheiratete 
mit 1 Kind

10,5
2,1

11,7
16,6
14,3
20,9

1.1 
0,8 
0.5 
2,4

57,1
25,0
17,8

100,0

18,3
1.7

14,3
23,2
21,2
33,6

§

£

31.
30.
31.
31.

Wer zum von der Regierung verkündeten Zweck der wirt-
schaftlichen Stabilisierung in erster Linie belastet wurde, 
geht aus den veranschlagten finanziellen Ergebnissen die-
ses Gesetzes hervor. Für 1970 und 1971 erwartet die Bun-
desregierung daraus folgende zusätzliche Aufkommen:

Lohnsteuer
Veranlagte Einkommensteuer
Körperschaftsteuer 
insgesamt
(Quelle: BMF-Finanznachrlchten, Nr. 230,

3

Die Arbeiter, Angestellten und Beamten müssen also zu-
sätzlich 2,7 Mrd. DM aufbringen — weit über die Hälfte 
der Gesamtsumme. Damit wird eine Tendenz deutlich, die 
auch in den vorhergehenden Jahren wirksam war: Die stär-
kere direkte Besteuerung der Arbeiterklasse im Verhältnis 
zu der der Unternehmer und anderen Selbständigen.

45,8
33,3
20,8

100,0

1968, 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj.

1969, 1. Vj.
2. Vj.
3. Vj.
4. Vj.

1970, 1. Vj.
2. Vj.
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In Mrd. in •/•
DM

1966
1967
1968
1969
1969, l.Hj. 18,01
1970, l.Hj. 21,92

1971
in Mrd. In •/• 
DM

In der Regierungserklärung wurde versprochen, durch eine 
Verdoppelung des Lohnsteuerfreibetrages die steuerliche 
Belastung der Arbeiter, Angestellten und Beamten zu sen-
ken. Die Bundesregierung hat diese Maßnahme nicht nur 
auf unbestimmte Zeit verschoben, sondern darüber hinaus 
durch das Gesetz über den Konjunkturzuschlag die Abga-
ben der arbeitenden Bevölkerung seit August 1970 weiter 
erhöht.

ib
N «

iii.
io:N ci> £Das Zurückbleiben der Tarif- hinter den Effektivverdien-

sten war im 1. Hj. 1970 noch ausgeprägter als im gleichen 
Vorjahreszeitraum und übertraf im Schnitt sogar das im 
2. Hj. 1969. Die bisher neu abgeschlossenen Tarifvereinba-
rungen für fast 5 Mio. Beschäftigte (davon in der Metall-
industrie allein 4,2 Mio.) haben an diesen Spannen prak-
tisch nichts geändert, da wiederum Effektivlöhne und -ge-
hälter tariflich nicht abgesichert wurden. Andererseits stie-
gen z. B. bei der 11 prozentigen Tariflohnerhöhung im Me-
tallbereich NRW die Effektivlöhne im Durchschnitt nur um 
7,5 Prozent. Gleichwohl handelt es sich dabei um über-
tarifliche Löhne und Gehälter, die konjunkturabhängig 
sind.
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Zunahme gegenüber dem Vorjahr In Prozent

Lohndrift 
auf 
Wochenbasis

Der erhebliche Anstieg der Bruttolöhne und -gehälter 
schlägt sich nur z. T. in einer Nettoeinkommenserhöhung 
nieder. Nicht allein die von Jahr zu Jahr gesteigerten Ab-
gabesätze der Sozialversicherung reduzieren die Brutto-
verdienste spürbar, hinzu kommt die unsozial ausgestaltete 
Lohnsteuer, die bei Lohnerhöhungen die Einkommen in eine 
verstärkte Steuerprogression geraten läßt. In den vergan-
genen Jahren waren die Steigerungen

12. 1970
9. 1970—31. 12. 1970

12. 1970
12. 1970—31.



insgesamt

5,5 1,415,8 9,131,8

1,735,8 21,1 8,1 4.9

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in •/•

+

3.4 Preise

(Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 10/1970, S. 52*)

3.3 Nettolöhne und -gehälter

Nettolohn- und -gehaltssumme

Lebenshaltung vonin Mrd. DM

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 2/1970, S. 70; 9/1970, S. 449)

kommensgruppen der Arbeiter und Angestellten.

Preisentwicklung bis September 1970

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 10/1970, S. 640*, 642*)

um

Die Preissteigerungen belasten also in erster Linie die 
Rentner und Sozialhilfeempfänger sowie die unteren Ein-

Einkommensteuerbelastung von Unternehmern, anderen 
Selbständigen und der Arbeiterklasse (in Mrd. DM)

44,3
43,9
48,4
56,7

178,48
177,65
187,29
206,66

98,88
113,41

19,1
19,6
22,1
27,1

8,6
1.8
3,1
4,4

16,1
15,8
16,3
17,0

7,8
0,9
4.8

Nettolohn- und gehaltssumme je durchschnittlich beschäftig- 
ten Arbeiter und Angestellten

— der Lebenshaltung
— der Wohnungsmieten
— von Elektrizität, Gas, Brennstoffen
— von Kraftfahrzeugen, Fahrrädern

Zwischen September 1969 und September 1970 stieg der 
Preisindex

112,7
114,6
116,4
119,5
119,5
124,1

680 
699 
732 
786
760 
851

127,1
135,7
146,0
156,6
157,8
164,7

108,4
109,9
116,7
118,7
117,4
129,3

um 
um

101,3
101,6
102,0
102,7
102,5
107,1

Die Nettolohn- und -gehaltssumme ergibt sich aus dem 
Bruttoeinkommen aus abhängiger Arbeit nach Abzug der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversiche-
rung, der zusätzlichen sozialen Aufwendungen und der Lohn-
steuer.

1968
1969
1970 l.Hj.

7,7
7,1
8.6

10,9

Kapltal- 
ertragsteuer

1.5
1.5
1.5
1.7

1966
1967
1968
1969
1969 Sept.
1970 Sept.

1966
1967
1968
1969
1969,
Jan.—Aug.
1970, 
Jan.-Aug.

1966
1967
1968
1969
1970, Jan.-Aug.

1966
1967
1968
1969
1969 l.Hj.
1970 l.Hj.

Monatsdurchschnitt 
in DM

— 5,9
— 8,1 
+ 21,1 
+ 27,5
— 10,9

Zunahme 
dem Vor).

5,8
2,8
4,7
7,4
6,5

12,0

Körper-
schaft-

gegenüber 
|ahr in, •/•

Ebenso ist je beschäftigten Arbeiter und Angestellten die 
Differenz zwischen monatlichen Netto- und Bruttoeinkommen 
größer als in der Vergangenheit.

+
+
+
+ 11,4
+ 21,4

Veränderung des Preisindexes für die L^L™L»K^a 
September 1969 bis September 1970 in Punkten (1962 = 100):

4,6 Punkte
6,9 Punkte

um 11,9 Punkte
4,6 Punkte
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+
+
— 11,0

um 5,4 Prozent gegenüber 7,3 Prozent 
um 10,3 Prozent gegenüber 12,6 Prozent 
um 14,7 Prozent gegenüber 17,6 Prozent

Der Vergleich der jährlichen Zuwachsraten zeigt, daß die 
Netto- beträchtlich langsamer als die Bruttolohnsumme 
wuchs (vgl. Kennziffer 3.1):

Obschon in der gegenwärtigen Phase des Wirtschafts-
ablaufs Änderungstendenzen wirksam werden, bleibt die 
Inflationsrate unverändert hoch. Der Preisanstieg des BSP 
hat im 1. Hj. 1970 im Vergleich zum 2. Hj. 1969 beschleunigt 
zugenommen (7,7 Prozent zu 4,5; vgl. Kennziffer 1.1). Der 
größte Teil der Preiserhöhungen wurde auf die Konsumenten 
überwälzt. So erhöhten sich die Verbraucherpreise von 
Oktober 1969 bis Oktober 1970 um 4 Prozent. Werden die 
am stärksten ernte- und saisonabhängigen Nahrungsmittel 
sowie Blumen, Kohle und Heizöl ausgeklammert, liegt das 
Preisniveau sogar um 4,3 Prozent über dem des Vorjahres.

Kraftfahr-
zeuge, 
Fahrräder

Aus diesen Zahlen ergibt sich im Durchschnitt der Jahre 
1966 bis 1969 eine merklich höhere Belastung der Löhne und 
Gehälter gegenüber den Unternehmer- und Kapitaleinkom-
men, und zwar im Verhältnis von 13 Prozent Lohn- zu 3,6 
Prozent veranlagte Einkommen-, zu 8,5 Prozent Körperschaft- 
und zu 6,2 Prozent Kapitalertragsteuer. Diese Tendenz 
setzte sich 1970 unvermindert fort. Voraussichtlich wird das 
Lohnsteueraufkommen bis Ende des Jahres doppelt so 
schnell gestiegen sein wie die Bruttolöhne und -gehälter.

Erfahrungsgemäß steigen die Arbeiter- und Angestellten-
verdienste im 2. Hj. rascher als im 1„ so daß Brutto- und 
Nettoeinkommen 1970 stärker als je zuvor auseinander-
fallen werden. Deshalb werden die Bruttoangaben über die 
Entwicklung der Löhne und Gehälter, mit denen vorzugs-
weise die Unternehmerverbände und die Bundesregierung 
zu argumentieren pflegen, immer fragwürdiger.

8

Aufgrund der Lohnsteuerprogression und der steigenden 
Abgaben zur Sozialversicherung (vgl. Kennziffer 3.2) sind 
die Nettoeinkommen der Beschäftigten im 1. Hj. 1970 um 
51,7 Mrd. DM hinter den Brultoverdiensten zurückgeblieben. 
Seit 1968 bedeutet dies im vergleichbaren Zeitraum den 
größten Abstand zwischen beiden Einkommenskategorien 
(l.Hj. 1968 36,0 Mrd. DM; l.Hj. 1969 41,5 Mrd. DM).

+ 13,8
+ 2,6
+ 12,9
+ 22,5
+ 33,5

Die Steigerung der Lebenshaltungskosten verlief indes, be-
zogen auf die verschiedenen Ausgabegruppen, nicht gleich-
mäßig. Gerade bei Mieten, Gas, Elektrizität und Brennstoffen 
war die Steigerung von September 1969 bis September 1970 
überdurchschnittlich hoch. Diesen Ausgaben können die Ver-
braucher aber nicht ausweichen, so daß die Belastung der 
Haushalte, vor allem von Rentnern (zugrundegelegte Durch-
schnittsausgaben 310 DM) und der von Arbeitern und An-
gestellten mit „mittlerem“ Einkommen (742 DM Lebens-
haltungsausgaben), naturgemäß stärker wächst als die der 
Haushalte mit sog. höheren Einkommen (1528 DM Lebens-
haltungsausgaben). Dies zeigt die nachstehende Übersicht:

(Index 1902 = 100) 
Lebenshaltungs-Wohnungs- Elektrizität, 
kosten miete Gas,

Brennstoffe

Angestellte und Beamte mit höherem Einkommen + 3,7
— Arbeitnehmerhaushalte mit mittlerem Einkommen + 4,2

Renten- und Sozialhilfeempfänger 4- 4,4

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 10/1970, S. 640 f.*)

1966
1967
1968
1969
1969 l.Hj.
1970 l.Hj.

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 2/1970, S. 70; 9/1970, S. 449)

Lohn- Veranlagte 
Einkommen-

Veränderung 
gegenüber 
dem Vorjahr in •/•

+ 5,9
— 0,5
+ 5,4
+ 10,3
+ 9,6
+ 14,7
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Ausgaben für Bildung und Wissenschaft (in Mrd. DM)

Bund Länder Gemeinden Wirtschaft

21,36 12,89 4,82 5,80

3.5 Realeinkommensentwicklung o.i 8,4 4,75

0,95 3,72 0,02

2,59 0,78 0,05

* Einschließlich der Wissenschaftsausgaben des Verteidigung

3.6 Arbeitszeit

(bezahlte Wochen-

männllch weiblich

auf

’u, 3. Ltt. ; o. uv,
Löhne, Wirtschaftsrechnungen Ifd.)

4.1 Einkommensverteilung

Nettolohn- und

3.7 Bildungswesen

-
9

4 Einkommens-
und Vermögensverteilung

Die Einkommenssituation der Arbeiterklasse kann nicht 
allein anhand der jeweiligen Brutto- oder Nettolöhne und 
-gehälter (Nominaleinkommen) beurteilt werden. Letzten 
Endes entscheidend ist deren reale Kaufkraft, d. h. das 
Realeinkommen.

Die statistische Realeinkommenserhöhung errechnet sich aus 
der Differenz zwischen der Steigerung der (nominalen) 
Nettoeinkommen und der der Lebenshaltungskosten.
Für das l.Hj. 1970 ergibt das für Arbeiter, Angestellte und 
Beamte eine Realeinkommenszunahme gegenüber dem glei-
chen Vorjahreszeitraum von 8,3 Prozent: erhöhte Durch-
schnittsnettoeinkommen (vgl. Kennziffer 3.3) um 12 Prozent, 
erhöhter Lebenshaltungskostenindex um 3,7 Prozent.

Im l.Hj. 1969 betrug der Realeinkommenszuwachs 2,7 Pro-
zent.

Vergleiche der Brutto-, Netto- oder Reallöhne und -gehälter 
können nicht ohne Berücksichtigung der Entwicklung der 
jeweiligen Arbeitszeiten durchgeführt werden.

44,7
43,0
44,0
44,8
43,9
44,8
45,1

41,1
39,8
40,6
41,0
40,7
41,2
41,1

Obgleich auf den Bund 1968 54,2 Prozent der Steuern ent-
fielen, gab er nur rund 0,2 Prozent seiner Einnahmen für 
Schulen aus.

gezwungen, mit fortschreitendem Alter weniger gut bezahl-
ten Tätigkeiten nachzugehen. Die Konsequenz ist, daß heute 
im Durchschnitt das Einkommen des Industriearbeiters nach 
dem 40. Lebensjahr sinkt.

Bund, Länder, 
Gemeinden

460,4
602,2
281,9
319,0

13,25
14,50

168,5
206,7

98,9
113,4

3,65*
2,5
3.4

1968
1969
1970
davon für Schulen:

1968
1969
Hochschulen:
1968 4,69
Sonst. Wissenschaftsaufg.
1968 3,42

...
r.

36,6
34,4
35,1
35,5

-
i
i

I

insg.

43,9
42,3
43,3
44,0
43,2
44,1
44,3
43,6
44,2
44,0

Demgegenüber diente der weitaus kleinere Steueranteil von 
Ländern und Gemeinden jeweils zu fast einem Drittel für 
Schulen und Hochschulen.

Von dem Steueraufkommen von Bund, Ländern und Gemein-
den wurden 1968 insgesamt nur 17,5 Prozent für Bildung und 
Wissenschaft ausgegeben. Dieser geringe Anteil wird zu 
einem noch kleineren Prozentsatz zum Nutzen der Masse 
der arbeitenden Bevölkerung verwandt; denn nur 10,9 Pro-
zent der Steuereinnahmen wurden 1968 für Schulen sowie 
Schulverwaltung, 3,9 Prozent für Hochschulen und Hoch-
schulkliniken einschließlich dort anfallender Ausgaben für 
Routineheilbehandlung eingesetzt.

Die 2,7 Prozent der eingenommenen Steuern, die unter 
„Sonstige Wissenschaftsaufgaben der öffentlichen Verwal-
tung“ aufgeführt werden, dürften größtenteils der Unter-
nehmerwirtschaft zugutekommen, sind in ihnen doch Zu-
weisungen des Staates zur Förderung der Forschung an 
wirtschaftliche Unternehmen und Wissenschaftsaufgaben des 
Rüstungshaushalts 1968 inbegriffen.

•/• -?\ntcll der 
Nettolohn- und 
-gehaltssumme 
am BSP

Eine spürbare Senkung des Preisniveaus ist 1971 aus drei 
Gründen nicht abzusehen:

Die Bildungschancen für die Mehrheit der arbeitenden Be-
völkerung wirken auf längere Sicht hin auch auf den 
durchschnittlichen Lebensstandard ein. Infolge einer unge-
nügenden Ausbildung sind mehr und mehr Erwerbstätige 
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Nettolohn- und 
-gehaltssumme 
in Mrd. DM

1966 D
1967 D
1968 D
1969 D
1969 Jan.

April
Juli

1970 Jan.
April
Juli

1. Die monopolistische, kartellmäßige Preispolitik der Unter-
nehmer erfährt auch von der derzeitigen Bundesregierung 
keine gesetzliche Einschränkung;

2. wird die angekündigte Heraufsetzung des Rüstungsetats 
um über 10 Prozent im Bundeshaushalt 1971 zwangs-
läufig zu einer weiteren Verschärfung der inflationisti-
schen Entwicklung führen;

3. muß die von der Bundesregierung geplante Anhebung der 
Bahn- und Posttarife eine zusätzliche Preiswelle aus-
lösen, da die Unternehmer die damit verbundene Kosten-
belastung voll auf die Verbraucher überwälzen werden.

Durchschnittliche Wochenarbeitszeiten 
stunden) der Arbeiter in der Industrie

Aus diesen Gründen kommt den staatlichen Ausgaben für 
Bildung eine besondere Bedeutung zu.

1965
1969
1969 l.Hj.
1970 l.Hj.
(Quelle: Vgl. Kennziffern 1.4 und 3.3)

Anhaltspunkte für die Höhe des Anteils der Arbeiter, 
gestellten und Beamten an dem steigenden Güter-

i 
i
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E 
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_ ... _ ______  Verteidigungsetats
(Quelle: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, Pressedienst, 
27. 5. 70, S. 91 f.; Bulletin der Bundesregierung, 30. 4. 1970)

An- 
und 

Leistungsausstoß der Wirtschaft vermittelt die Nettolohn- 
und -gehaltsquote, d. h. der Anteil der 
-gehaltssumme am BSP:

(Quelle: Wirtschaft und Statistik, 4//1970, S. 272’: 10/1970, S. 496; Statisti-
sches Bundesamt, Fachserie M, Preise, Löhne, Wirtschaftsrechnungen Ifd.)

Bemerkenswert ist das Ausmaß erhöhter Stundenzahlen mit 
dem Aufschwung der wirtschaftlichen Entwicklung ab 1969. 
1969 war die durchschnittliche Wochenarbeitszeit der In-
dustriearbeiter 0,7 Stunden länger als 1968 und 1,7 Stunden 
länger als 1967. Die tarifliche Arbeitszeit beträgt in weiten 
Bereichen 40 Stunden. Es wurden also beträchtliche Über-
stunden geleistet. Die durchschnittliche Wochenarbeitszeit 
war 1969 gegenüber 1968 um 1,6 Prozent und gegenüber 1967 
um 4 Prozent länger; im wesentlichen hat sich bis Juli 1970 
daran nichts geändert. Die 1969 und im l.Hj. 1970 erzielten 
Reallöhne wurden durch zusätzliche Stundenzahlen erreicht.

Der Prozentsatz der Ausgaben für Schulen am Gesamtsteuer-
aufkommen der BRD ging von 10,9 Prozent 1968 
10,0 Prozent 1969 zurück.

Bruttozozlal- 
produkt (BSP) 
zu jew. Preisen 
in Mrd. DM



Durchschnittliches Nettoeinkommen in DM je

4.3 Staatliche Umverteilung

(Quelle: Vgl. Kennziffern 2.2 und 3.3)
1966: 72,5; 1969: 81,6; 1970: 89,3 Mrd. DM.

Abschreibungen

(Quelle: Wirtschaft u. Statistik, 9/1970, S. 452, 580‘, 58f)

4.2 Vermögensverteilung

3/70

Eine der Ursachen für die Konsolidierung dieser Lücke liegt 
in der engen Verflechtung der staatlichen Finanzpolitik mit 
der privaten Unternehmerwirtschaft. Besteht schon erheb-
licher Unterschied zwischen den durchschnittlichen Nettoein-
kommen je Selbständigen und lohnabhängig Beschäftigten 
auf der Basis der ausgewiesenen Gewinne, so wird er noch 
größer, wenn die
— Abschreibungen,
— Subventionen und
— staatlichen Überschüsse der Einnahmen über den Aus-

gaben
in Ansatz gebracht werden.

Auch im l.Hj. 1970 konnte dieses verteilungspolitische Ziel 
nicht realisiert werden. Trotz Überstunden und konjunktur-
bedingter Lohndrift blieb der Anteil der Nettoeinkommen 
der abhängig Beschäftigten am gesamten Produktionswert 
noch um 1 Prozent unter dem von 1965. Legt man die 
Prognose der Verteilung des BSP für 1970 (1. und 2. Hj.) 
zugrunde, dann würde der Anteil wieder auf 34,7 Prozent 
zurückgehen. Die im Vergleich zu 1965 erweiterte Kauf-
kraftlücke — die Schere zwischen Masseneinkommen und 
Produktivität — wäre damit immer noch nicht annähernd 
geschlossen.

Ohne die Abschreibungen beliefen sich die Nettoeinkommen 
je Selbständigen und je lohnabhängig Beschäftigten von 
1966 bis zum 1. Hj. 1970 auf:

Abschreibungen, Subventionen und staatliche Überschüsse 
der laufenden Einnahmen über die laufenden Ausgaben, 
vermindert um die Nettoinvestitionen, umfaßten (in Mrd. 
DM):

Abschreibungen sind die Hauptquelle der Selbstfinanzierung 
der Investitionen (vgl. Kennziffer 2.4); sie gehen deshalb 
in ihrer Höhe über die normale Absetzung für Abnutzung 
weit hinaus und sind daher zum überwiegenden Teil als 
zusätzliche Einkommen der Unternehmer einzusetzen.

Selbständigen

rd. 32 800
rd. 31 900
rd. 39 600
rd. 41 400
rd. 21 000

50,7
53,8
57,4
63,7
36,8

lohnabhängig Beschäftigten

rd. 8100
rd. 8400
rd. 8800
rd. 9400
rd. 5100

Positionen, auf die direkte Investitionsmittel zum Ausbau 
der Infrastruktur entfallen, wie Wohnungsbau (0,8 Prozent 
des Gesamthaushalts), Wissenschaft, Bildung und Forschung 
(3,6 Prozent) oder Bundesfemstraßen (5,5 Prozent) sind im 
Unterschied zum Rüstungshaushalt minimal ausgestattet. 
Daran soll sich nach den Haushaltsplänen der Bundesregie-
rung aus 1971 wesentlich nichts ändern;

Die statistisch erfaßten eigenen Finanzierungsmittel betru-
gen seit 1966 (Unternehmen ohne Finanzierungsinstitu-
tionen) :

Von 1966 bis zum 1. Hj. 1970 wurden insgesamt 376,3 Mrd. 
DM Eigenmittel, d. h. Vermögen akkumuliert, wobei diese 
Summe zweifellos eine Untergrenze bildet.

Von Bedeutung ist hier vor allem die Ausgabenpolitik des 
Bundes. Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen bzw. 
werden laut Veranschlagung betragen:

Was den auf den ersten Blick hohen sog. Sozialhaushalt 
(27,6 Mrd. DM, 30,9 Prozent des Gesamthaushalts) betrifft, 
so sind in ihm überwiegend die Zuschüsse zur allgemeinen 
Sozialversicherung enthalten (1970 rd. 12 Mrd. DM), weiter-
hin Kindergeld, Mutterschutz, Sozialhilfe und Kriegsopfer-
versorgung. Die hieraus fließenden Beträge dienen nicht der 
Verbesserung, sondern bestenfalls der zeitweiligen Auf-
rechterhaltung des Lebensstandards der Empfänger (Quelle: 
BMF-Finanznachrichten, Nr. 240, 1970, S. 14).

wertet werden; denn bisher hat keine wirtschafts- oder 
finanzpolitische Maßnahme die Vermögenskonzentration in 
wenigen Händen verringert.

Die Konzerne haben hinsichtlich der Verwendung dieser Mit-
tel freie Hand, zumal ein Teil davon erst gar nicht in der 
laufenden Finanzierungsrechnung erscheinen wird.

Schon im 1. Hj. 1970 wuchsen die Ist-Ausgaben gegenüber 
1969 um 10,6 Prozent.

72,6
75,5
89,4
87,4
51,4

103,1
87,7

112,4
133,3
79,0

70,4
86,1
79,5
65,6
65,1

luote 
len

5,8
5,6
7,5
7,8
4,1

5,9
0,5
2,7

17,4
8,2

1966
1967
1968
1969
1970 l.Hj.

1966
1967
1968
1969
1970 l.Hj.

Die Bemühungen der Bundesregierung, die Vermögensver-
teilung im Rahmen der Marktwirtschaft zugunsten der Lohn- 
und Gehaltsempfänger neu zu regeln, müssen skeptisch be-

10

Wichtige Ausgabenposten des Bundeshaushalts 1970 sind 
u. a. mit 20 Mrd. DM oder 22,4 Prozent des Gesamthaushalts 
die Rüstungsausgaben, mit 8,5 Mrd. DM oder 9,5 Prozent die 
Kriegsfolgelasten.

Nachdem die Hochkonjunktur ihrem Ende zusteuert, wird 
es für die kommende Phase der wirtschaftlichen Entwicklung 
keine derart hohen ausgewiesenen Gewinne im Unterneh-
menssektor mehr geben wie in den vergangenen zwei Jahren. 
D. h. die „offen" finanzierte Sachkapitalbildung wird abneh-
men, so daß keine Veränderung der Vermögensverhältnisse 
allein über die Verteilung neu geschaffenen Vermögens 
möglich ist.
Auf der anderen Seite ist mit wachsenden „stillen" Rückla-
gen (darunter Abschreibungen) zu Zwecken der Selbstfinan-
zierung des nächsten Investitionszyklus zu rechnen, die auf 
indirektem Weg nicht angreifbar sein werden. Das Ziel be-
steht sicherlich darin, die Selbstfinanzierungsquote im Unter-
nehmensbereich wieder auf über 80 Prozent zu erhöhen.

Das von den Gewerkschaften für 1970 angestrebte vertei-
lungspolitische Ziel, die Nettoreallöhne und -gehälter um 
8 Prozent, die Nettorealgewinne der Unternehmer dagegen 
nur um 1 Prozent steigen zu lassen, ist nicht erreicht worden.

Die Nettolohn- und -gehaltsquote nahm von 1965 bis 1969 
um 2,2 Prozent ab. Das bedeutet, daß die Arbeiter, Ange-
stellten und Beamten — hätte 1969 die Quote des Jahres 
1965 wieder erreicht werden sollen — zum Jahresende 
1969 eine zusätzliche Erhöhung ihrer Einkommen um etwa 
13,2 Mrd. DM hätten erzwingen müssen. Erst damit hätte 
die Arbeiterklasse insgesamt wieder ihren Anteil von 1965 
erreicht.

Eigenmittel Bruttoalagelnvest. Selbstfinanzlerungsqi 
in Mrd. DM in •/• der Investition«

1966
1967
1968
1969
1970 l.Hj.

(Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 2/1968, S. 10; 10/1970, 
S. 16)

Subventionen Uberschußbildung 
des Staates



5 Zusammenfassung

Zusammenfassende Tabelle

Nr. Sachgegenstand Zeitraum und Einheit Größe

1

2

3

Aug. 1969 / Aug. 1970;% + 6,9 1.2

1,8

6

7
1969/ 1970;% + 22 1.4

8
1969/ 1970,-% 1.4+ 8

9

12

13

17
100)

18
l.Hj. 1969/ l.Hj. 1970;% 3.5+ 8,3

19
3.6441969;Stunden

20 +

113/70
S'

+ 
+

1. Hj. 1969/ l.Hj. 1970;% 
l.Hj. 1969/l.Hj. 1970;%

l.Hj. 1969/l.Hj. 1970;%
l.Hj. 1969/l.Hj. 1970;%

1. Hj. 1970; Mrd. DM 
l.Hj. 1970; Mrd. DM

21
22

Die zusammenlassende Tabelle wiederholt Angaben, die bereits im vorangegangenen Text angelührt, kom-
mentiert und belegt wurden. Sie enthält Zahlen, die für die Wirtschaltsentwicklung und die Lage der 
Arbeiterklasse in der BRD hervorstechend sind (jeweils nur die neuesten Werte). Es wird nicht die Origi- 
nalquelle zitiert, sondern nur aul die KennziHer des vorliegenden INFO verwiesen, dem die angeführten 
Angaben entnommen sind.

14
15
16

4
5

Auslandsumsatz der Industrie 
Auftragseingang d. Industrie gegenüber dem
a) Vorjahr
b) Vormonat
Exportüberschuß
a) absolut
b) gegenüber dem Vorjahr 
Bruttoanlageinvestitionen der verarbeiten-
den Industrie (Schätzung) 
Produktionskapazitäten der verarbeitenden 
Industrie (Schätzung)
Beschäftigte in der Industrie
a) absolut
b) gegenüber dem Vorjahr 
Arbeitslose
Umsatz der Industrie je Beschäftigten
a) absolut
b) gegenüber dem Vorjahr
Veränderung der Bruttolohn- und 
-gehaltssumme
a) insgesamt
b) je Beschäftigten
Differenz des Zuwachses von Effektiv- 
und Tariflöhnen, -gehältern
Lohnsteuer- und Sozialversicherungsabzüge 
Veranlagte Einkommensteuer
Nettolohn- und -gehaltssumme
a) insgesamt
b) je Beschäftigten
Lebenshaltungskosten (alle Haush.)
a) Indexveränderung (1962
b) gegennüber dem Vorjahr 
Kaufkraftsteigerung d. durchschnittl. Monats-
nettoeinkommen (Realeinkommenssteigerung) 
Durchschnittliche Wochenarbeitszeit
der Industriearbeiter
Durchschnittliche Nettoeinkommen 
je Selbständigen
Selbstfinanzierungsquote
Ausgaben des Bundeshaushalts

Bruttoinlandsprodukt zu
a) jeweiligen Preisen
b) Preisen von 1960 
Industrieproduktion
a) Index
b) gegenüber dem Vorjahr 
Industrieumsatz insgesamt

August 1970; Mio 
August 1970; % 
September 1970; Tsd.

August 1970; DM 
August 1970; %

August 1970; %
August 1970; %

l.Hj. 1969/l.Hj. 1970;%
l.Hj. 1969/l.Hj. 1970;%

+ 14,7
+ 12,0

+ 17,6
+ 14,2

+ 13,3
+ 5,6

+
+

4,6
4,0

6,3
0,4

Vgl. 
Kennziffer

3.3
3.3

3.4
3.4

3.1
3.2
3.2

3.1
3.1

1.5
1.5
1.5

1.2
1.2

1.3
1.3

1.6
1.6

1.1
1.1

1.2
1.2
1.2

10
11

2. Vj. 1970; %
l.Hj. 1969/l.Hj. 1970;%
Jan.-Aug. 69 / Jan.-Aug. 70; %

Sept. 1969 / Sept. 1970; in Pkt.
Oktober 1970; %

August 1970 (1962 = 100)
August 1970; %
Aug. 1969/Aug. 1970; %

142,9
4,9 

10,0

§

-

1968/ 1969;%
l.Hj. 1970;%
l.Hj. 1969/ l.Hj. 1970;%

4.1
4.2
4.3

I
■

4,5
65,1

+ 10,6

+
— 10,2

j 
5 
? 
i

S
E 
Ü 
E
.

E
X 
G 
E I
S 
g

1

I 
I 
1 
=

+ 3,4
+ 24,5
— 11,0

4600
+ 7,0

8,6
+ 2,4

97
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15prozentigen Effektivlohnerhöhung die Binnennachfrage in 
etwa zu stabilisieren, wurde nicht genutzt.

Die Stützung eines im Interesse der Vollbeschäftigung für 
notwendig erachteten bestimmten Produktionsvolumens 
durch ähnlich hohe Exporte wie während der letzten Krise 
1966/67 kann für die kommenden Monate nicht erwartet 
werden, da in den wichtigsten Abnehmerländern kein nach-
fragewirksamer Spielraum für westdeutsche Importe größe-
ren Umfangs besteht. Die Möglichkeit, mit einer mindestens

Die im Zeitraum 1969/70 übermäßig und nicht nach volks-
wirtschaftlichen Bedürfnissen getätigten Investitionen wei-
teten die Kapazitäten so rasch und umfangreich aus, daß 
bei gleichzeitigem Druck auf den Anteil des privaten Ver-
brauchs am BSP ihre Auslastung für das kommende Jahr 
nicht gewährleistet ist. Produktionseinschränkende Entlas-
sungen werden nicht ausbleiben.

1968 ist die Produktion 1969 um 16,4 Indexpunkte ge-
stiegen. Das ist nicht gleichzusetzen mit der prozentualen 
Steigerung. Diese beträgt im vorliegenden Fall 12,5 °/o, 
da bei Prozentangaben die jeweilige Vergleichszahl, 
meist die vorherige (hier 1968) = 100 gesetzt wird.
Tsd. = Tausend; v. H. = von Hundert (auch %); Hj. = 
Halbjahr; Vj. = Vierteljahr,- mtl. = monatlich; D = 
Durchschnitt; BSP = Bruttosozialprodukt.
Zeichen in Tabellen: steht anstatt einer Zahl „—be-
deutet das: die Zahl ist gleich 0 oder fällt nicht ins Ge-
wicht; steht anstatt einer Zahl „.", bedeutet das: die 
entsprechende Zahl ist noch nicht ermittelt.

Der Realnettolohn- und -gehaltsanstieg von 8 Prozent (1. Hj. 
1970 gegenüber dem l.Hj. 1969) wurde schon vor den Tarif-
verhandlungen im Metallbereich erreicht. Zum Teil muß er 
daher auf die Auswirkungen der Septemberstreiks 1969 zu-
rückgeführt werden.

Um wenigstens für fast 10 Millionen Beschäftigte, für deren 
Bereiche Tarifabschlüsse bis Ende Juni 1971 noch ausstehen, 
die Lage zu stabilisieren, sollten sie und ihre Gewerk-
schaften alles daran setzen, nicht von der im Metallbereich 
erhobenen Forderung nach 15prozentiger Erhöhung der 
Löhne und Gehälter abzugehen und diese dann auch durch-
zusetzen.

Wenn schließlich die ersten rezessiven Erscheinungen zu-
sammenfallen mit einem bis Oktober 1970 gleichbleibend 
hohen und demnächst wahrscheinlich noch höheren Preis-
niveau für die Lebenshaltung und mit wachsenden Abgaben 
zugunsten des Staates, dann muß sich die Lage für große 
Teile der Lohn- und Gehaltsempfänger verschlechtern.

Die wirtschaftliche Entwicklung in der BRD ist von einem 
zunehmenden Tendenzumschwung gekennzeichnet. Der 
fünfte und zugleich stärkste Konjunkturzyklus der Nach-
kriegszeit setzt in seiner Schlußphase immer mehr Bedingun-
gen frei, die zu einer krisenhaften Situation führen können. 
Es ist der Wirtschaftspolitik erneut nicht gelungen, für ein 
fortdauerndes stetiges Wachstum zu sorgen.

Statistische Begriffe und Abkürzungen:
Index (z. B. Produktionsindex, Lebenshaltungsindex, 
Preisindex) = Meßziffer, die die relative Veränderung 
der Größe einer Erscheinung von einem Zeitraum (Basis-
zeitraum) zu einem anderen (Berichtszeitraum) ausdrückt. 
Beispiel: für den Produktionsindex wird als Basisjahr 
meist 1962 gesetzt. So ist dann der Produktionsumfang 
von 1962 = 100. In jedem folgenden Jahr wird der Pro-
duktionsumfang zu dem von 1962 in Beziehung gesetzt. 
So ergibt sich für 1968 = 131,2, für 1969 = 147,6. Die 
Produktion ist so 1968 gegenüber 1962 auf 131,2% und 
1969 gegenüber 1968 auf 147,6% gestiegen. Gegenüber
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